
Einmal entsandt, fliegt das Wort unwiderruflich dahin. 
Horaz; 65 v. Chr. – 8 v. Chr., römischer Dichter 

 
 
 

Informationen aus dem Steuer-, Wirtschafts-, 
Arbeits- und Sozialrecht 

 
III/2026 

 
Inhaltsverzeichnis 
 

1. Terminsache 12./13.10.: Bundesverfas-
sungs-gericht verhandelt über  
Erbschaftsteuer 

2. Kernpunkte der geplanten Einkommen-
steuerreform 

3. Neues Gebäudemodernisierungsgesetz 
und Änderung der Förderung  
verabschiedet 

4. Aktionsplan gegen Steuer- und Finanz-
kriminalität 

5. BFH: Zur Fortführung der Geschäftsführer-
tätigkeit nach Unternehmensverkauf 

6. Internationaler Austausch der Finanzkon-
ten-daten zum 30.9.2026 

7. Dienstreisen: Kein Werbungskostenabzug  
bei Privatwagennutzung trotz  
vorhandenem Firmenwagen 

8. BFH: Verschärfte Aufzeichnungspflichten  
beim häuslichen Arbeitszimmer 

9. Gewährung unentgeltlicher Ratenzahlung 
im Privatvermögen: Keine Einkünfte aus  
Kapitalvermögen 

10. Kassennachschau wegen Mängeln in der  
Kassenführung 

11. Grundsteuerbundesmodell – Verfassungs- 
beschwerde erhoben 

12. Recht auf Reparatur 
13. Online-Kündigung – keine zusätzlichen  

Informationen auf der Bestätigungsseite 
14. Trotz Unterschrift kein wirksamer Küchen-

kauf im Möbelhaus 
15. Urlaub und Krankheit: Das gilt bei einer  

Krankschreibung 
16. Anspruch auf zusammenhängenden  

Urlaub 
17. Keine grundsätzliche Pflicht einer WEG 

zur Einholung von Vergleichsangeboten 
18. Untervermietung nach Auszug eines Mit-

mieters 
19. Anspruch auf Einbau eines Klima-

Splitgeräts 
20. Dingliches Wohnrecht muss hinreichend  

bestimmt sein 
21. Wohngebäudeversicherung – langsame 

Erdbewegungen sind kein versicherter 
Erdrutsch 

22. Gemeinschaftliches Testament – Mitunter-
zeichnung setzt Kenntnis des Inhalts  
voraus 

23. Alle Verkaufsstellen müssen Einweg-
Vapes zurücknehmen 

 
 

 
 Basiszinssatz / Verzugszinssatz 
 Verbraucherpreisindizes 



1. Terminsache 12./13.10.: Bundesverfassungsgericht verhandelt über  
 Erbschaftsteuer 
 
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) wird am 12.10.2026 und am 13.10.2026 über zwei Verfahren 
zur Erbschaft- und Schenkungsteuer mündlich verhandeln. Die Entscheidungen ergehen üblicherweise 
mehrere Wochen bis Monate später. 
 
Klägerin des einen Verfahrens ist die bayerische Landesregierung. Sie sieht den Bundesgesetzgeber für 
den Erlass mehrerer gesetzlicher Regelungen im Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz (ErbStG) als 
nicht zuständig an. Die Normen seien daher im Hinblick auf die persönlichen Freibeträge sowie die 
Steuerfreibeträge verfassungswidrig. Der Gesetzgeber habe die Freibeträge nicht an die Preissteigerung 
angepasst. Die Freibeträge müssten auch das Niveau der regional unterschiedlichen Immobilienpreise 
berücksichtigen. Weder die grundgesetzliche Eigentums- noch die Erbrechtsgarantie seien gewährleis-
tet. Gegen den Gleichheitssatz und das Familienprinzip werde verstoßen. 
 
Am 13.10.2026 wird dann über die Verfasssungsbeschwerde einer Privatperson verhandelt, die sich 
gegen einen Erbschaftsteuerbescheid richtet, und zwar konkret gegen mehrere Regelungen im ErbStG 
sowie im Bewertungsgesetz (BewG). 
 
Hier geht es darum, dass es im Unternehmensbereich Steuerfreistellungen und -reduzierungs-
möglichkeiten gibt, wenn keine liquiden Mittel vorhanden sind. Diese gibt es jedoch bei der Erbschaft 
von Grundvermögen und Wertpapierdepots im Privatvermögen nicht. 
 
Es wird erwartet, dass die Entscheidungen zu Änderungen des ErbStG und des BewG führen können, 
ggf. sogar eine Verfassungswidrigkeit festgestellt wird, die zu einer gewissen rückwirkenden Änderung 
führen könnten. Es wird empfohlen, kurzfristig eine erste steuerliche Beratung in Anspruch zu nehmen. 
 
 
2. Kernpunkte der geplanten Einkommensteuerreform 
 
Das Bundesfinanzministerium hat einen Gesetzentwurf einer Einkommensteuerreform vorgelegt, die ab 
dem 1.1.2027 sukzessive bis in das Folgejahr hinein umgesetzt werden und ihre volle Wirkung im Jahr 
2028 entfalten soll. Geplant ist, Familien mit kleinen und mittleren Einkommen stärker zu entlasten. 
Das Entlastungsvolumen soll etwa 10 Mrd. € betragen. Einen Ausgleich des Kaufkraftverlustes sieht die 
Reform bislang nicht vor. In der Vergangenheit wurde dieser manuell ausgeglichen, was bislang nicht 
der Fall ist. 
 
Konkret soll es folgende Änderungen geben: 
 

 Anhebung des Grundfreibetrags von jetzt 12.348 € in zwei Stufen auf dem Vernehmen nach ca. 
12.567 € im Jahr 2027 und dann ca. 12.900 € im Jahr 2028. Dem Vernehmen nach könnte dieser sich 
auch bis auf 13.500 € erhöhen.  

 

 Anhebung des Kindergeldes von derzeit 259 € pro Kind und Monat ebenfalls in zwei Stufen auf 
wohl 267 € im Jahr 2027 und voraussichtlich 272 € im Jahr 2028. Entsprechend wird auch der steu-
erliche Kinderfreibetrag angepasst. Die geplanten Beträge werden nach Veröffentlichung des Exis-
tenzminimumberichts evtl. noch angepasst. 

 

 Erhöhung des Arbeitnehmerpauschbetrags im Rahmen des Werbungskostenabzugs von derzeit 
1.230 € um 200 € auf dann 1.430 €. 

 

 Der Spitzensteuersatz von derzeit 42 % soll künftig bei Einzelveranlagung ab einem zu versteuern-
den Einkommen von 70.600 € einsetzen, bei gemeinsam Veranlagten ab 141.200 €. Bislang beginnt 
dieser bei einem zu versteuernden Einkommen von 69.879 € bei Einzelveranlagung bzw. 139.758 € 
bei gemeinsam Veranlagten. Es werden also sowohl beim Eingangssteuersatz als auch beim Höchst-
steuersatz die Grenzen verschoben, ab welcher eine Einkommensbesteuerung beginnt bzw. ab wel-
cher Höhe der Spitzensteuersatz zu zahlen ist. 

 



 Für besonders hohe Einkommen gibt es derzeit einen Höchststeuersatz von 45 %, umgangssprachlich 
auch „Reichensteuer“ genannt. Dieser setzt derzeit bei einem zu versteuernden Einkommen ab 
277.826 € bei Einzelveranlagung bzw. 555.652 € bei gemeinsamer Veranlagung ein. Ab dem 
1.1.2027 soll der Höchststeuersatz von 45 % bereits ab einem zu versteuernden Einkommen von 
250.000 € für einzeln Veranlagte bzw. 500.000 € bei gemeinsamer Veranlagung greifen. Ab einem 
zu versteuernden Einkommen von 280.000 € bzw. 560.000 € soll ab dem 1.1.2027 auf den Höchst-
steuersatz ein Zuschlag von weiteren 2 % erfolgen, sodass dieser Steuersatz insoweit dann 47 % be-
trägt. 

 

 Handwerkerleistungen sollen künftig im Rahmen der Einkommensbesteuerung in geringerem Um-
fang abzugsfähig sein. Sind bislang 20 % der Aufwendungen für Arbeitskosten bis zu 6.000 € jähr-
lich absetzbar, also maximal 1.200 €, so sollen es künftig nur noch 15 % sein, also maximal 900 € 
jährlich. 

 

 Für Minijobber beträgt die pauschale Lohnsteuer, die üblicherweise der Arbeitgeber trägt, aktuell 
noch 2 % vom Bruttolohn. Dies gilt sowohl für Minijobs im gewerblichen Bereich wie auch im pri-
vaten Haushalt. Die pauschale Lohnsteuer wird zum 1.1.2027 auf 5 % angehoben. 

 
Nach Berechnungen des Finanzministeriums liegt für kleine und mittlere Einkommensbezieher mit zwei 
Kindern im Jahr 2028 die Steuerersparnis zwischen 400 € und knapp 700 € jährlich, je nachdem, ob es 
sich um einen alleinerziehenden Elternteil mit kleinem Einkommen handelt oder ein Paar mit mittlerem 
Einkommen. 
 
Die Reform betrifft neben Arbeitnehmern auch Selbstständige, Freiberufler und Mitunternehmer von 
Personengesellschaften. Gewinnausschüttungen und -realisierungen sowie Investitionen können je nach 
persönlicher Situation für Steuerpflichtige einkommensteuerlich relevant sein. Eine steuerliche Beratung 
ist hier im Vorfeld sinnvoll. 
 
 
3. Neues Gebäudemodernisierungsgesetz und Änderung der Förderung  

verabschiedet 
 
Am 10.7.2026 haben der Bundestag und der Bundesrat das neue Gebäudemodernisierungsgesetz als 
Ersatz für das bisherige Gebäudeenergiegesetz verabschiedet. Es bringt beim Heizungstausch Änderun-
gen mit sich. Hauseigentümer können sich zwar flexibler einer größeren Auswahl an Geräten und Tech-
nologien bedienen, z. B.  Ölheizung, Wärmepumpen bzw. noch entstehende Technologien, allerdings 
führen diese ab 2029 bei Nutzung fossiler Energieträger zu der Verpflichtung, Biostoffe in steigenden 
Mengen zuzusetzen, die sog. „Bio-Treppe“. Im Jahr 2045 müssen fossile Energien vollständig klima-
neutral sein. Vermieter müssen sich im Rahmen der Wohnraumvermietung gegenüber Mietern bei Nut-
zung fossiler Energien, die nicht klimaneutral sind, an deren Energiekosten beteiligen. 
 
Bis zum Jahr 2030 kommen gestaffelte Verpflichtungen energetischer Maßnahmen für Wohn- und 
Nichtwohngebäude bei Neubauten und im Bestandsbau auf Eigentümer zu. Es wird eine gestaffelte 
bundesweite Solarpflicht eingeführt. Zusätzlich gibt es i. d. R. die Verpflichtung zur Errichtung von 
Nullemissionsgebäuden ab 2028 für öffentliche Neubauten, ab 2030 für sämtliche neuen Gebäude, um 
die Energiebedarfe zu senken. 
 
Das Bundeswirtschaftsministerium hatte im Gesetzgebungsverfahren das Förderportal für die energeti-
sche Gebäudesanierung vorübergehend geschlossen. Es wurde mit einer einkommensgestaffelten Förde-
rung ab 21.7.2026 wieder aufgenommen. Die steuerliche Förderung bleibt erhalten, ebenso die staatli-
chen bzw. zinsgünstigen Kredite für die Durchführung energetischer Maßnahmen. Eine doppelte Inan-
spruchnahme bleibt, wie bisher, ausgeschlossen. 
 
Der Grundzuschuss von max. 30 % der förderfähigen Gesamtkosten bleibt mit einem Förderdeckel von 
28.000 € für die erste Wohneinheit begrenzt, jeweils 15.000 € für die zweite bis sechste sowie jeweils 
8.000 € für jede weitere Wohneinheit. Für Haushaltseinkommen bis zu 30.000 € erhöht sich die Grund-
förderung auf 40 %, bis 40.000 € bleibt es bei 30 %, bis 50.000 € Haushaltseinkommen gibt es 10 % 



Förderung. Lebt mindestens ein minderjähriges Kind im Haus, wird das für die Förderung zugrunde zu 
legende Einkommen um 10.000 € gekürzt. Der Klimageschwindigkeitsbonus für den frühzeitigen Hei-
zungstausch mit 16 % der förderfähigen Kosten wird weiterhin gewährt, sinkt jedoch zum 1.2.2027 und 
sodann halbjährlich zum 1.8. und 1.2. eines Jahres um 4 Prozentpunkte. 
 
Neu eingeführt wird im 1. Quartal 2027 ein sog. Wertschöpfungsbonus. Die Grundförderung auf außer-
halb der EU gefertigte Wärmepumpen sinkt dann auf 15 %. Gleichzeitig gibt es für in der EU gefertigte 
Wärmepumpen einen Bonus von 15 %. Gestrichen werden der Effizienzbonus und der Emissionszu-
schlag. Auch für Nichtwohngebäude wird es künftig Anpassungen geben. 
 
Wer Investitionen plant oder bereits vor der Beantragung von Fördermitteln steht, sollte sich steuerlich 
beraten lassen. 
 
 
4. Aktionsplan gegen Steuer- und Finanzkriminalität 
 
Die Bundesministerien der Finanzen (BMF) und der Justiz (BMJ) haben am 16.7.2026 in einer gemein-
samen Presseerklärung den „Aktionsplan gegen Steuer- und Finanzkriminalität“ vorgestellt, einen Kata-
log von 26 Maßnahmen mit der Absicht, durch verschiedene Gesetzesänderungen ab 2027 die vorhan-
dene Steuer- und Finanzkriminalität zu reduzieren. 
 
Die Steuergerechtigkeit soll erhöht sowie Einnahmeverluste reduziert werden. Geplant ist, Ermittlungs-
tätigkeiten besser zu bündeln und zu vernetzen, organisierte Finanzkriminalität hierdurch häufiger auf-
zudecken. Es soll im Bereich schwerer Steuerkriminalität Transparenz hergestellt und durch verbesserte 
Zusammenarbeit mit anderen Ländern Steuerflucht weiter erschwert werden. Besonders wichtig aus den 
vorgestellten Maßnahmen sind: 
 

 Die auf 8 Jahre verkürzte Beleg-Aufbewahrungspflicht soll auf 15 Jahre verlängert werden. 
 

 Die strafbefreiende Selbstanzeige bei Steuerhinterziehung soll in ihrer bisherigen Form abgeschafft 
werden. Mögliche Änderungen sind noch nicht bekannt. 

 

 Geplant ist eine digitale Umsatzsteuer-Echtzeitmeldung für Unternehmen anstatt der bisherigen -
voranmeldung. 

 

 Registrierkassen sind aktuell nicht verpflichtend. Vorgesehen ist, diese ab dem 1.1.2028 für Geschäf-
te mit Jahresumsätzen über 100.000 € einzuführen. 

 

Das Zusammenführen von Steuerdaten durch Nutzung von KI und die Neuschaffung eines Datenanaly-
sezentrums sollen einen behördenübergreifenden Datenabgleich und die Bearbeitung großer Datenmen-
gen ermöglichen. Abweichungen von Rechnungs- und Umsatzsteuerdaten, Kontrollmitteilungen und 
anderen Finanzinformationen sollen Handlungsnotwendigkeiten leichter erkennen lassen. 
 
Damit soll der Weg von der überwiegend nachgelagerten Prüfung einzelner Steuererklärungen und Be-
triebsprüfungen hin zu automatisierter, transaktionsbezogener Kontrolle unter Beachtung besonderer 
Risiko-Wirtschaftsbereiche bereitet werden. Über die Gesetzgebungsverfahren wird an dieser Stelle in 
Zukunft berichtet. 
 
 
5. BFH: Zur Fortführung der Geschäftsführertätigkeit nach  

Unternehmensverkauf 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, wann beim Unternehmensverkauf eine vertraglich verein-
barte zusätzliche Zahlung an den verkaufenden Gesellschafter-Geschäftsführer für die zeitlich befristete 
Fortführung der Geschäftsführertätigkeit Arbeitslohn oder Teil des Veräußerungspreises darstellt. 
 
Steuerlich ist zu klären, ob dieser zusätzliche Betrag einen Bestandteil des Kaufpreises darstellt oder 
eine Vergütung für die weitere Tätigkeit als Geschäftsführer. Das ist von Bedeutung, weil Arbeitslohn 



grundsätzlich vollständig der Besteuerung zum persönlichen Steuersatz unterliegt, während der Zusatz-
betrag als Bestandteil des Verkaufspreises zum Veräußerungsgewinn gehört und dem Teileinkünftever-
fahren unterliegt, wovon nur 60 % des Veräußerungspreises überhaupt besteuert werden. 
 
Im konkreten Verfahren wollten die Kläger Einkünfte von ca. 1 Mio. € als Veräußerungsgewinn und 
einen Teil von 234.729 € als Arbeitslohn berücksichtigt wissen. 
 
Während das Finanzgericht (FG) den Zusatzbetrag für die Fortführung der Geschäftsführertätigkeit 
vollständig als Arbeitslohn ansah, ist der BFH der Auffassung, dass es für die Abgrenzung auf den en-
geren wirtschaftlichen Zusammenhang ankommt, nicht allein darauf, wie die Vertragsparteien die Zah-
lung im Kaufvertrag bezeichnen. Es sei zu beleuchten, wofür der Zusatzbetrag tatsächlich geleistet wer-
de und ob die Zahlung enger mit dem Verkauf der Beteiligung oder mit der Arbeitsleistung des Ge-
schäftsführers zusammenhängt. Auch sei entscheidend, ob die zusätzlich vereinbarte Verpflichtung eine 
eigenständige wirtschaftliche Bedeutung habe. Anderenfalls ist die Zusatzzahlung als unselbstständiger 
Teil der Zahlung des Veräußerungspreises anzusehen. 
 
Der BFH hat ausdrücklich betont, dass die Qualität und Stabilität des Managements einen wertbildenden 
Faktor des Unternehmens darstellt. 
 
Die Weiterbeschäftigung eines bisherigen Gesellschafter-Geschäftsführers kann dazu dienen, den Un-
ternehmens- bzw. Beteiligungswert für den Käufer zu sichern und muss nicht bedeuten, dass ein dafür 
ausgewiesener Kaufpreisbestandteil Arbeitslohn ist.  
 
Der BFH verlangt eine Gesamtwürdigung aller Umstände des Einzelfalls. Untersucht werden muss, ob 
die Verpflichtung zur Fortführung der Geschäftsführertätigkeit eine selbstständige Gegenleistung dar-
stellt oder lediglich Teil der Bedingungen war, unter denen der Käufer bereit war, den vereinbarten Un-
ternehmenspreis zu zahlen. Der BFH konnte den Rechtsstreit nicht abschließend entscheiden. Zur Klä-
rung und Entscheidung verwies der BFH das Verfahren an das FG zurück. 
 
Für betroffene Unternehmens- oder Beteiligungskäufer bedeutet dies, dass die vom BFH formulierten 
Grundsätze in Verträgen zum Ausdruck kommen sollten.  
 
 
6. Internationaler Austausch der Finanzkontendaten zum 30.9.2026 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 8.6.2026 veröffentlicht, dass zum 30.9.2026 der 
automatische Austausch der Finanzkontendaten in Steuersachen 2025 mit 118 anderen Staaten erfolgen 
wird. Eine Liste der Staaten ist über die Homepage des BMF abrufbar. Die Informationsdaten aus Kryp-
towährungen werden im Rahmen gesonderter Abkommen übermittelt, ebenso aus weiteren Abkommen 
z. B. mit den USA. Deutsche Banken mussten die Daten zum 31.7.2026 dem Bundeszentralamt für 
Steuern melden. 
 
Zu den Staaten gehören die EU-Mitgliedstaaten, die sog. CRS-Staaten, aber auch z. B. die Schweiz und 
Liechtenstein über ein spezielles Drittstaatenabkommen mit der EU. Neben dem bilateralen Datenaus-
tausch gibt es auch eine Reihe von Staaten und Gebieten, bei denen die Daten nur Richtung Deutschland 
übermittelt werden, insbesondere sind dies die Bahamas, Bahrain, Bermudas, Britische Jungferninseln, 
Kaimaninseln, Katar, Kuwait, Vereinigte Arabische Emirate, Turks- und Caikosinseln. Übermittelt wer-
den Personen-, Geburts- und Kontendaten, -stände und -werte, Zinsen, Dividenden, sonstige Kapitaler-
träge, Veräußerungserlöse sowie die SteuerID.  
 
Trotz der Übermittlung müssen die Erlöse aus ausländischen Konten in der Steuererklärung angegeben 
werden. Ansonsten drohen neben einer Änderung der betroffenen Bescheide, Steuer- und Zinsnachzah-
lungen ggf. auch strafrechtliche Konsequenzen. 
 
 



7. Dienstreisen: Kein Werbungskostenabzug bei Privatwagennutzung  
trotz vorhandenem Firmenwagen 

 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte zu entscheiden, ob ein Arbeitnehmer einen Anspruch auf Werbungs-
kostenabzug wegen Fahrtkosten geltend machen kann, wenn er für die Durchführung einer Dienstreise 
nicht den vom Arbeitgeber gestellten Firmenwagen nutzt, sondern mit seinem privaten Pkw fährt. 
 
Der BFH und das Finanzamt sind hier der Auffassung, dass ein Werbungskostenabzug in einem solchen 
Fall nicht möglich ist, denn bei Nutzung des Firmenwagens wären dem Arbeitnehmer keine Kosten 
entstanden. Die freiwillige Nutzung des privaten Fahrzeugs kann nicht zum Werbungskostenabzug füh-
ren, wenn der Arbeitgeber eine zumutbare und kostenfreie Alternative zur Verfügung stellt. 
 
Anders wäre es gewesen, wenn für die Fahrt keine kostenfreie Nutzung eines Firmenwagens zur Verfü-
gung gestanden hätte oder der Arbeitgeber die Nutzung eines vorhandenen Fahrzeugs nicht gestattet 
hätte. 
 
 
8. BFH: Verschärfte Aufzeichnungspflichten beim häuslichen Arbeitszimmer 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat am 24.3.2026 die Anforderungen an die Aufzeichnungspflichten 
selbstständig tätiger Steuerpflichtiger für Aufwendungen eines häuslichen Arbeitszimmers verschärft. 
Im entschiedenen Fall hatte ein selbstständig tätiger Steuerpflichtiger Aufwendungen für ein häusliches 
Arbeitszimmer als Betriebsausgaben geltend gemacht. Die Belege hierfür lagen zwar vor, die Aufwen-
dungen wurden jedoch nicht laufend und gesondert sowie zeitnah von den übrigen Betriebsausgaben 
aufgezeichnet, sondern erst im Rahmen der Erstellung der Einnahmenüberschussrechnung zusammen-
gestellt. Der BFH versagte den Betriebsausgabenabzug vollständig. Eine Sammlung von Rechnungen, 
die dann nachträglich zusammengestellt und aufgezeichnet werden, genügt den Anforderungen nicht. 
Auch muss die Trennung von privaten Aufwendungen und jenen für das häusliche Arbeitszimmer klar 
erkennbar sein. 
 
Rein praktisch können die Aufwendungen entweder in einer gesonderten handschriftlichen oder digita-
len Liste erfasst werden oder in einer separaten Spalte der laufenden Buchführung. Die berühmte Beleg-
sammlung im Schuhkarton reicht zur Dokumentation demnach nicht mehr, aus der der Steuerberater 
oder der Steuerpflichtige selbst schließlich die Steuererklärung bzw. die Gewinnermittlung fertigt. 
 
Eine zeitnahe Erledigung liegt i. d. R. vor, wenn die Aufzeichnungen anhand der Belege innerhalb von 
10 Tagen erfolgen, in Ausnahmefällen innerhalb eines Monats. Diese gängige Rechtsprechung des BFH 
hat der Kläger nicht beachtet, daher konnte keine Berücksichtigung der Aufwendungen für das häusli-
che Arbeitszimmer erfolgen. 
 
 
9. Gewährung unentgeltlicher Ratenzahlung im Privatvermögen:  

Keine Einkünfte aus Kapitalvermögen 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 24.3.2026 seine jahrzehntelange Rechtsprechung zur 
steuerlichen Behandlung unverzinslicher Ratenzahlungsvereinbarungen grundlegend geändert. 
 
Der Verkäufer hatte aus seinem Privatvermögen einen Gegenstand veräußert und mit dem Käufer eine 
zinslose Ratenzahlung vereinbart. Bislang war trotz Vereinbarung der Zinsfreiheit vom BFH ein Teil 
der Raten als fiktive Zinseinnahme angesehen worden, also Einkünfte aus Kapitalvermögen des Verkäu-
fers zu versteuern. 
 
Von dieser Auffassung ist der BFH nun jedenfalls im Hinblick auf nahestehende Personen bei Privat-
vermögen abgerückt. Vereinbaren die Vertragsparteien Zinsfreiheit oder unentgeltlich gestundete Ra-
tenzahlung, ist diese zivilrechtlich und steuerlich anzuerkennen. Es entstehen keine Kapitaleinkünfte 
seitens des Verkäufers mehr. Gegen den ausdrücklichen Willen der Vertragsparteien kann demnach 



keine Zinsvereinbarung fingiert werden. Derartige Vorgänge unterliegen auch nicht der Schenkungsteu-
er, da sie nicht steuerbar sind. Auch insoweit rückt der BFH von seiner bisherigen Rechtsprechung ab. 
 
Diese Rechtsprechungsänderung betrifft vor allem Grundstücksübertragungen und langfristige Raten-
kaufverträge. Es sind allerdings nur Verträge betroffen, bei denen kein privates Veräußerungsgeschäft 
innerhalb der 10-Jahres-Frist mehr vorliegt, also die 10 Jahre bereits abgelaufen sind. Ob innerhalb der 
10-Jahres-Frist eine andere Beurteilung erfolgen würde, hat der BFH offen gelassen. 
 
 
10. Kassennachschau wegen Mängeln in der Kassenführung 
 
Das Finanzministerium Baden-Württemberg weist in einer Pressemitteilung vom 7.4.2026 darauf hin, 
dass im Rahmen mehrerer Aktionstage in bargeldintensiven Betrieben durch Testkäufe festgestellt wur-
de, dass es u. a. bei der Kassenführung zu Unregelmäßigkeiten gekommen ist. Die Aktionstage finden 
mit unterschiedlichen Schwerpunkten regelmäßig statt. 
 
Den geprüften Betrieben fehlte es an der vorgeschriebenen Absicherung der elektronischen Kassensys-
teme. Es wurde auch die Belegausgabepflicht missachtet. Darüber hinaus gab es Hinweise auf illegale 
Beschäftigung und Schwarzarbeit. 
 
Die Finanzverwaltung ist berechtigt, sog. Kassen-Nachschauen durchzuführen. Dabei erscheint unange-
kündigt ein Betriebsprüfer und kontrolliert die Kassensysteme und die Einhaltung der Belegausgabe-
pflicht. Bei größeren Fehlern kann unmittelbar eine Betriebsprüfung eingeleitet werden. Diesen Über-
gang muss der Betriebsprüfer mitteilen. Ziel ist es, die vollständige Einnahmenerfassung sowie deren 
korrekte Versteuerung sicherzustellen. Betroffene sollten unverzüglich telefonisch Kontakt zu ihrem 
Steuerberater aufnehmen. 
 
 
11. Grundsteuerbundesmodell – Verfassungs-beschwerde erhoben  
  
Wir berichteten bereits über die Entscheidungen des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 12.11.2025 zur 
Grundsteuer im Bundesmodell, welche der BFH für verfassungskonform erachtet. 
 
Der Bund der Steuerzahler und der Verband Haus & Grund unterstützen die eingelegte Verfassungsbe-
schwerde beim Bundesverfassungsgericht zur Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit des Grundsteuer-
Bundesmodells. Die Aktenzeichen lauten 1 BvR 472/26 und 1 BvR 551/26. Gegen noch nicht rechts-
kräftige Bescheide kann unter Bezugnahme auf die Aktenzeichen das Ruhen des Verfahrens beantragt 
werden. 
 
 
12. Recht auf Reparatur 
 
Nachdem die europäische Richtlinie zum „Recht auf Reparatur“ in deutsches   Recht umgesetzt wurde, 
gelten für Verbraucher seit dem 31.7.2026 bessere Bedingungen, wenn Elektrogeräte wie z. B. Smart-
phones, Waschmaschinen oder Geschirrspüler defekt sind. Ziel ist es, die Instandsetzung defekter Gerä-
te attraktiver zu machen und ihre Nutzungsdauer zu verlängern. 
 
Für bestimmte Produktgruppen sind Hersteller nun verpflichtet, Reparaturen auch dann anzubieten, 
wenn die gesetzliche Gewährleistungsfrist bereits abgelaufen ist. Zudem müssen sie Ersatzteile zur Ver-
fügung stellen und dürfen die Reparatur von Geräten nicht durch technische oder andere unnötige Hür-
den erschweren. 
 
Zeigt ein neu gekauftes Gerät bereits nach kurzer Zeit einen Defekt, können sich Verbraucher auf die 
gesetzliche Gewährleistung (2 Jahre) berufen. Ansprechpartner ist dabei grundsätzlich der Verkäufer. 
Innerhalb dieser Zeit kann der Verbraucher zwischen einer kostenlosen Reparatur oder einer Ersatzliefe-



rung wählen. Entscheidet sich der Käufer für die Reparatur, verlängert sich die Gewährleistungspflicht 
einmalig um 12 Monate. 
 
Bei bestimmten Elektro- und Elektronikgeräten können Verbraucher auch nach Ablauf der gesetzlichen 
Gewährleistung eine Reparatur durch den Hersteller verlangen. Dazu zählen z. B. Geschirrspüler, Kühl-
geräte, Waschmaschinen, Trockner, Staubsauger, Fernseher, Smartphones, Tablets sowie Akkus von E-
Bikes und E-Scootern. Voraussetzung ist, dass das jeweilige Produkt unter die EU-Ökodesign-Vorgaben 
fällt.  
 
Die Reparatur muss zu einem angemessenen Preis und für den Zeitraum der üblichen Lebensdauer an-
geboten werden. Bei Waschmaschinen und Kühlschränken beträgt dieser beispielsweise 10 Jahre, bei 
Smartphones 7 Jahre. Maßgeblich für den Beginn dieser Frist ist der Zeitpunkt, zu dem das letzte Gerät 
der jeweiligen Modellreihe in der EU in den Verkehr gebracht wurde. 
 
Hinweis: Für die Geltendmachung von Gewährleistungs- und Reparaturansprüchen empfiehlt es sich, 
Kaufbelege, Rechnungen und ggf. Reparaturprotokolle von Elektrogeräten aufzubewahren. 
 
 
13. Online-Kündigung – keine zusätzlichen Informationen auf der Bestätigungsseite 
 
In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) entschiedenen Fall bot ein Fitnessstudiobetreiber auf seiner 
Website Verbrauchern den Abschluss kostenpflichtiger Verträge zur Nutzung seines Studios an. Auf der 
Startseite befand sich in der Fußzeile eine Kündigungsschaltfläche mit den Worten „Vertrag kündigen“. 
Bei Anklicken dieser Schaltfläche wurden die Verbraucher auf eine sog. Bestätigungsseite weitergelei-
tet, die ein Kündigungsformular enthielt und am Ende der Seite eine mit den Worten „Vertrag finden“ 
beschriftete orangefarbene Bestätigungsschaltfläche. 
 
Ferner befand sich im oberen Teil der Bestätigungsseite ein ebenfalls orangefarbener Button mit der 
Aufschrift „Vertrag im Selfservice pausieren“ versehener Hinweis auf die Möglichkeit, den Vertrag 
anstelle einer Kündigung beitragsfrei pausieren zu lassen. 
 
Der BGH hatte zu beurteilen, ob es gegen die verbraucherschützenden Vorgaben aus dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch verstößt, wenn eine Bestätigungsseite nicht nur ein Formular zur Eingabe der für die Kün-
digung erforderlichen Angaben und eine Schaltfläche zur Bestätigung der Kündigung enthält, sondern 
auch Kündigungsalternativen. 
 
Die BGH-Richter entschieden, dass die Bestätigungsseite keine Angebote oder Informationen enthalten 
darf. Die Bestätigungsseite ist ausschließlich für die Eingabe der kündigungsrelevanten Angaben und 
die Abgabe der Kündigungserklärung vorgesehen. Sie dient dem verbraucherschützenden Zweck, Ver-
braucherverträge im elektronischen Geschäftsverkehr einfach und unkompliziert kündigen zu können. 
 
 
14. Trotz Unterschrift kein wirksamer Küchenkauf im Möbelhaus 
 
In einem Fall aus der Praxis besuchte eine Frau während sog. Küchenaktionstage ein Möbelhaus. Dort 
wurde ihr Interesse an einer neuen Küche geweckt. Sie unterschrieb schließlich mehrere Dokumente, 
darunter auch ein Formular mit der Bezeichnung „Kaufvertrag über den Erwerb einer Einbauküche“. In 
der Folge lehnte die Frau jedoch die Lieferung und Bezahlung ab, denn sie hätte sich während der Ver-
kaufsveranstaltung überrumpelt gefühlt. Das Möbelhaus verlangte daraufhin 1/4 des Bestellpreises als 
Schadensersatz. Nach dessen Auffassung war eine Küche zu einem Gesamtpreis von mehr als 12.000 € 
verbindlich gekauft worden. 
 
Das Landgericht Frankenthal macht jedoch deutlich, dass eine Bestellung nur wirksam ist, wenn auf 
beiden Seiten Klarheit über die wichtigsten Bestandteile der Küche besteht. Auch wenn sich beim Kauf 
einer Einbauküche Verkäufer und Kunde scheinbar einig sind und der Vertrag unterzeichnet ist. Bleiben 
Zweifel, was im Einzelnen gekauft wurde und ist zudem der genaue Preis nicht festgelegt, ist der Ver-



trag trotz Unterschrift nicht wirksam zustande gekommen. Die Richter haben in ihrer Entscheidung die 
Ansprüche des Küchenstudios auf Schadensersatz wegen einer nicht abgenommenen Küchenbestellung 
zurückgewiesen. 
 
Nach Auffassung der Richter ergab sich aus den Dokumenten z. B. nicht, welche Elek-trogeräte genau 
mitgekauft wurden. Die Bezeichnung „Miele-Set“ oder der Verweis auf Sonderpreislisten war dafür 
nicht ausreichend und zu ungenau. Auch für den genauen Kaufpreis war der Verweis auf verwendete 
Preislisten zu unbestimmt, weil danach bestimmte Ab- oder Zuschläge möglich sein sollten. 
 
 
15. Urlaub und Krankheit: Das gilt bei einer Krankschreibung 
 
Der Urlaub dient der Erholung. Umso ärgerlicher ist es, wenn man während der freien Tage oder bereits 
kurz vor Urlaubsbeginn erkrankt. Doch welche Auswirkungen hat eine Arbeitsunfähigkeit auf den Ur-
laubsanspruch? Und darf man trotz Krankschreibung verreisen? Die wichtigsten Regelungen im Über-
blick: 
 
 Krankheit während des Urlaubs: Erkrankt ein Arbeitnehmer während seines Urlaubs und ist 

dadurch arbeitsunfähig, werden die entsprechenden Urlaubstage nicht auf den Jahresurlaub ange-
rechnet. 

 
Das gilt jedoch nur, wenn die Arbeitsunfähigkeit (AU) durch ein ärztliches Attest nachgewiesen 
wird. Ferner führt nicht jede Erkrankung automatisch zur Arbeitsunfähigkeit. Entscheidend ist, ob 
die gesundheitlichen Beschwerden die Ausübung der konkreten beruflichen Tätigkeit verhindern. 

 
 Besonderheiten bei Erkrankungen im Ausland: Seit Einführung der elektronischen AU-

Bescheinigung müssen Arbeitnehmer ihren Arbeitgeber nur noch über die AU informieren. Die Vor-
lage einer AU-Bescheinigung ist nicht mehr erforderlich, denn der Arbeitgeber ruft die benötigten 
Daten bei der Krankenkasse ab. 

 
Für AU-Bescheinigungen aus dem Ausland gilt diese Regelung jedoch nicht. Nach dem Entgeltfort-
zahlungsgesetz muss ein Arbeitnehmer, der während eines Auslandsaufenthalts arbeitsunfähig wird, 
seinen Arbeitgeber unverzüglich über die Arbeitsunfähigkeit, deren voraussichtliche Dauer sowie 
seine Aufenthaltsadresse informieren. Die Mitteilung hat auf dem schnellstmöglichen Weg zu erfol-
gen, etwa telefonisch oder per E-Mail. Die dadurch entstehenden Übermittlungskosten trägt der Ar-
beitgeber. Nach der Rückkehr nach Deutschland müssen Arbeitnehmer sowohl den Arbeitgeber als 
auch die Krankenkasse unverzüglich über ihre Rückkehr informieren. 

 
 Verlorene Urlaubstage dürfen nicht eigenmächtig angehängt werden: Durch eine AU-

Bescheinigung nachgewiesene Krankheitstage werden zwar nicht auf den Jahresurlaub angerechnet, 
dürfen aber nicht einfach an den genehmigten Urlaubszeitraum angehängt werden. 

 
Sobald die Arbeitsunfähigkeit endet und der ursprünglich genehmigte Urlaub abgelaufen ist, besteht 
grundsätzlich die Pflicht zur Arbeitsaufnahme. Die wegen Krankheit ausgefallenen Urlaubstage sind 
zu einem späteren Zeitpunkt nachzugewähren. 

 
 Urlaub trotz bestehender Arbeitsunfähigkeit: Kommt es bereits vor Urlaubsbeginn zu einer Er-

krankung, stellt sich häufig die Frage, ob eine geplante Reise dennoch angetreten werden darf. 
Grundsätzlich müssen arbeitsunfähige Beschäftigte alles unterlassen, was ihre Genesung verzögern 
oder gefährden könnte. Ob eine Reise zulässig ist, hängt daher von den Umständen des Einzelfalls 
ab. 

 
Grundsätzlich ist eine Urlaubsreise nicht automatisch ausgeschlossen. Vielmehr kommt es darauf an, 
ob sie den Heilungsprozess beeinträchtigt oder möglicherweise sogar fördert. So kann beispielsweise 
ein Erholungsurlaub unter bestimmten Umständen der Genesung dienen. Um spätere Zweifel zu 



vermeiden ist es ratsam, sich ärztlich bestätigen zu lassen, dass die geplante Reise der Genesung 
nicht entgegensteht. 

 
Auch wenn keine ausdrückliche Zustimmung des Arbeitgebers erforderlich ist, empfiehlt sich eine 
frühzeitige Abstimmung. Da Arbeitgeber regelmäßig keine Kenntnis von der konkreten Erkrankung 
haben, kann eine Urlaubsreise während einer Krankschreibung schnell Misstrauen auslösen. Ein of-
fenes Gespräch hilft, Missverständnisse zu vermeiden und schafft Klarheit für beide Seiten. 

 
 
16. Anspruch auf zusammenhängenden Urlaub 
 
Eine Arbeitnehmerin beantragte Urlaub für die Zeit vom 1. – 25.3.2026. Der Arbeitgeber lehnte den 
Antrag jedoch ab und verwies darauf, dass im Betrieb üblicherweise keine Urlaubszeiträume von mehr 
als zwei zusammenhängenden Wochen genehmigt würden. 
 
Grundsätzlich dürfen Arbeitgeber den Urlaub ihrer Beschäftigten nicht pauschal auf zwei zusammen-
hängende Wochen begrenzen. Eine solche Beschränkung verstößt gegen das Bundesurlaubsgesetz. Hier 
ist geregelt: Der Urlaub ist zusammenhängend zu gewähren, es sei denn, dass dringende betriebliche 
oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe eine Teilung des Urlaubs erforderlich machen.  
 
Eine Aufteilung des Urlaubs ist nur zulässig, wenn konkrete dringende betriebliche Gründe oder in der 
Person des Arbeitnehmers liegende Umstände dies erfordern. Allgemeine Hinweise auf personelle Eng-
pässe reichen hierfür jedoch nicht aus. 
 
 
17. Keine grundsätzliche Pflicht einer WEG zur Einholung von Vergleichsangeboten 
 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat entschieden, dass Wohnungseigentümer vor der Beauftragung von 
Erhaltungsmaßnahmen nicht allgemein verpflichtet sind, mehrere Vergleichsangebote einzuholen. Da-
mit hat der BGH der langjährigen gerichtlichen Praxis, Beschlüsse über Erhaltungsmaßnahmen allein 
wegen fehlender Vergleichsangebote für ungültig zu erklären, eine Absage erteilt. Ob eine entsprechen-
de Beschlussfassung hinsichtlich der vorliegenden Informationen ordnungsmäßiger Verwaltung ent-
spricht, hängt vielmehr von den Umständen des Einzelfalls ab; dazu enthält die Entscheidung nähere 
Vorgaben. 
 
Eine Beschlussfassung über Erhaltungsmaßnahmen entspricht ordnungsmäßiger Verwaltung, wenn den 
Wohnungseigentümern ausreichend Informationen für eine sachgerechte Entscheidung vorliegen. Ver-
gleichsangebote sind dabei nicht zwingend erforderlich. Insbesondere bei kleineren Maßnahmen können 
Eigentümer den angebotenen Preis selbst beurteilen, zudem hat der Verwalter die Pflicht, Angebote auf 
Eignung und Wirtschaftlichkeit zu prüfen. 
 
Auch bei größeren Maßnahmen können andere Erkenntnisquellen, etwa die Beratung durch Architekten 
oder Sachverständige, genügen. Von weiteren Angeboten kann auch wegen besonderer Dringlichkeit 
oder mangelnder Verfügbarkeit anderer Handwerker abgesehen werden. 
 
Schließlich kann es gerechtfertigt sein, ein bereits bewährtes Unternehmen ohne Einholung weiterer 
Angebote zu beauftragen. Neben dem Preis dürfen die Eigentümer auch Zuverlässigkeit, Arbeitsqualität, 
Termintreue, Reaktionsgeschwindigkeit bei Mängeln sowie die bereits vorhandene Kenntnis der Anlage 
durch den Auftragnehmer berücksichtigen. 
 
 
18. Untervermietung nach Auszug eines Mitmieters 
 
Entsteht für den Mieter nach Abschluss des Mietvertrags ein berechtigtes Interesse, einen Teil des 
Wohnraums einem Dritten zum Gebrauch zu überlassen, so kann er von dem Vermieter die Erlaubnis 
hierzu verlangen.  



Wird die Wohnung an mehrere Mieter vermietet, genügt es für einen Anspruch auf Zustimmung zur 
teilweisen Untervermietung, wenn das berechtigte Interesse nur bei den Mietern besteht, die weiterhin 
in der Wohnung leben, nachdem ein Mitmieter dauerhaft ausgezogen ist. Im Falle des Auszugs eines 
Mieters haben die verbleibenden Mieter den Wunsch, durch Untervermietung ihren Anteil an der Miete 
nach dem Auszug des Mitmieters zu reduzieren und so einen Wohnungsverlust zu vermeiden, was ein 
berechtigtes Interesse darstellt.  
 
Der Einwand, dass es durch eine Untervermietung für den Vermieter zu einem „erhöhten Räumungs- 
und Prozessaufwand“ kommen könnte, da sie – im Falle der Beendigung des Hauptmietverhältnisses 
und eines nicht freiwilligen Auszugs der Untermieterin – sowohl die Mieter als auch die Untermieterin 
auf Räumung verklagen müsste, zählte hier nicht. 
 
 
19. Anspruch auf Einbau eines Klima-Splitgeräts 
 
In dem Fall aus der Praxis hatten Wohnungseigentümer auf einer Eigentümerversammlung beantragt, 
ihnen den Einbau eines Klima-Splitgeräts auf dem zu ihrer Wohnung gehörenden Balkon zu gestatten. 
Dieser Antrag fand jedoch keine Mehrheit. Daraufhin zogen die Eigentümer vor Gericht. Der BGH hat 
dazu entschieden, dass ein Wohnungseigentümer von der WEG grundsätzlich die Gestattung des Ein-
baus eines Klima-Splitgeräts auf seinem Balkon verlangen kann. 
 
Da für die Installation des Geräts die Fassade durchbohrt werden musste, handelte es sich um eine bau-
liche Veränderung des gemeinschaftlichen Eigentums, die der Gestattung durch Beschluss der WEG 
bedurfte. Zwar gehören Klima-Splitgeräte nicht zu den gesetzlich besonders privilegierten baulichen 
Veränderungen. Dennoch kann ein Anspruch auf Zustimmung bestehen, wenn andere Wohnungseigen-
tümer durch die Maßnahme nicht über das bei einem geordneten Zusammenleben unvermeidliche Maß 
hinaus beeinträchtigt werden. Dabei können selbst Eingriffe in die Bausubstanz wie Fassadendurchbrü-
che zulässig sein, wenn sie sachgerecht geplant und fachgerecht ausgeführt werden. 
 
Bedenken wegen möglicher späterer Geräuschbelästigungen durch die Klimaanlage reichen grundsätz-
lich nicht aus, um den Einbau von vornherein abzulehnen. Etwas anderes gilt, wenn bereits vor der In-
stallation feststeht, dass das Gerät zu unzumutbaren Beeinträchtigungen anderer Wohnungseigentümer 
führen wird. Ob tatsächlich störende Geräusche entstehen, hängt insbesondere von der späteren Nutzung 
ab und kann deshalb grundsätzlich erst nach dem Einbau beurteilt werden. 
 
Im konkreten Fall durfte das Klima-Splitgerät daher auf dem Balkon eingebaut werden. Anhaltspunkte 
für eine unzumutbare Beeinträchtigung der übrigen Wohnungseigentümer bestanden nicht. 
 
 
20. Dingliches Wohnrecht muss hinreichend bestimmt sein 
 
Ein dingliches Wohnrecht muss hinreichend bestimmt bezeichnet sein und den tatsächlichen Verhältnis-
sen vor Ort entsprechen. Fehlt es hieran, lässt sich aus der Vereinbarung kein Wohnrecht herleiten. 
 
In dem vom Pfälzischen Oberlandesgericht Zweibrücken entschiedenen Fall umfasste das im Grund-
buch eingetragene Wohnrecht ausdrücklich „die alleinige ausschließliche Benutzung der abgeschlosse-
nen Wohnung im Dachgeschoss“. Tatsächlich handelt es sich bei dem Anwesen um ein Einfamilienhaus 
mit Erdgeschoss, Obergeschoss und einem Kellergeschoss mit Einliegerwohnung.  
 
Es ist jedoch erforderlich, dass der Gebäudeteil, an dem das Wohnrecht bestellt wird, in der Eintragung 
detailliert beschrieben wird z. B. die Lage der Räume, bei mehreren Stockwerken auch das Geschoss. In 
dem konkreten Einfamilienhaus ist eine „abgeschlossene Wohnung im Dachgeschoss“ nicht vorhanden. 
Das Obergeschoss selbst ist nicht abgeschlossen und bildet aufgrund der baulichen Ausgestaltung erst 
gemeinsam mit dem Erdgeschoss eine Wohneinheit. Die in der Vereinbarung erfolgte Bezeichnung als 
„Dachgeschoss“ umfasst also bereits sprachlich nicht die aus Erd- und Obergeschoss bestehende 
Wohneinheit. Das Wohnrecht war demnach nicht wirksam bestellt. 



 
 
21. Wohngebäudeversicherung – langsame Erdbewegungen sind kein  
 versicherter Erdrutsch 
 
Ein Hausbesitzer hatte eine Wohngebäudeversicherung abgeschlossen. Nach dem Versicherungsschein 
zählen zu den versicherten Gefahren u. a. „Erdsenkung, Erdfall, Erdrutsch“. Das versicherte Wohnge-
bäude liegt an einem Hang. Zur Haustür führt ein gepflasterter Weg. Vor dem Haus befindet sich – we-
gen der Hanglage auf Kellerniveau – die Garage. Zu der Garage und dem davor aufgestellten hölzernen 
Carport führt eine asphaltierte Zuwegung. Nun machte der Hausbesitzer gegenüber der Wohngebäude-
versicherung Versicherungsleistungen wegen vorhandener Rissbildungen u. a. in der betonierten Bo-
denplatte der Garage und im Asphalt der Zuwegung geltend. 
 
Die Richter des Oberlandesgerichts Hamm entschieden zugunsten der Versicherung. Die Schäden an 
dem versicherten Objekt sind nicht durch eine versicherte Gefahr entstanden. Ist – wie hier – der bedin-
gungsgemäß versicherte Erdrutsch definiert als „Abrutschen oder Abstürzen von Erd- oder Gesteins-
massen“, verlangt die Klausel in beiden Varianten einen mit den menschlichen Sinnesorganen erfassba-
ren Vorgang und schließt daher solche Erdbewegungen aus, die sich für einen Beobachter unmerklich 
über einen längeren Zeitraum vollziehen. 
 
 
22. Gemeinschaftliches Testament – Mitunterzeichnung setzt Kenntnis  
 des Inhalts voraus 
 
Grundsätzlich können Ehegatten ein gemeinschaftliches Testament errichten, ohne dass beide den ge-
samten Text eigenhändig verfassen müssen. Dabei genügt es, wenn ein Ehegatte die gemeinschaftliche 
Erklärung handschriftlich niederschreibt und der andere sie eigenhändig mitunterzeichnet. Der mitun-
terzeichnende Ehegatte soll hierbei auch angeben, zu welcher Zeit (Tag, Monat und Jahr) und an wel-
chem Orte er seine Unterschrift beigefügt hat. 
 
Der mitunterzeichnende Ehepartner muss jedoch den Inhalt der schriftlich niedergelegten Erklärung 
kennen und sich diesen als eigenen letzten Willen zu eigen machen. Voraussetzung dafür ist grundsätz-
lich, dass er die Erklärung vor der Unterzeichnung lesen und ihren Inhalt erfassen kann. 
 
Eine vorherige mündliche Verständigung der Ehegatten über die gewünschte Verteilung des Nachlasses 
kann dies nicht ohne Weiteres ersetzen. Entscheidend ist, dass sich die Zustimmung des mitunterzeich-
nenden Ehepartners auf den konkret niedergeschriebenen Inhalt des Testaments bezieht. 
 
Bestehen Zweifel daran, ob der Ehepartner den Text vor seiner Unterschrift überhaupt lesen oder zur 
Kenntnis nehmen konnte, führt dies gegebenenfalls zur Unwirksamkeit des gemeinschaftlichen Testa-
ments. Das kann insbesondere dann Bedeutung haben, wenn die betreffende Person aufgrund ihres Ge-
sundheitszustands, körperlicher Einschränkungen oder einer eingeschränkten Sehfähigkeit nicht ohne 
Weiteres in der Lage war, den Testamentstext wahrzunehmen. 
 
Diese Anforderungen hat das Brandenburgische Oberlandesgericht in einer Entscheidung vom 
10.2.2026 hervorgehoben. 
 
 
23. Alle Verkaufsstellen müssen Einweg-Vapes zurücknehmen 
 
Die Einweg-Vapes werden von vielen Verbrauchern nicht als Elektroaltgeräte wahrgenommen und da-
her fälschlicherweise über die Restmülltonne oder den Gelben Sack/Gelbe Tonne entsorgt. 
 
Gelangen Einweg-Vapes in den Hausmüll können sie während der Sammlung oder in Sortieranlagen 
beschädigt werden. Wird ein Lithium-Ionen-Akku gequetscht oder beschädigt, kann er sich erhitzen und 
Feuer fangen. Bislang ist die Rückgabe bei kommunalen Wertstoff- und Recyclinghöfen, bei Sammel-



stellen für Elektroaltgeräte, in größeren Super- und Drogeriemärkten mit Rücknahmesystemen sowie in 
Elektronikfachmärkten möglich. 
 
Ab 1.7.2026 muss generell jede Verkaufsstelle, die Einweg-Vapes verkauft, die ausgedienten Geräte 
kostenlos zurücknehmen. Das betrifft nicht nur Fachgeschäfte, sondern auch Kioske, Tankstellen und 
Tabakläden. 
 
Wichtig: Die Rückgabe ist nicht an einen Neukauf gekoppelt. Verbraucher können alte Geräte unab-
hängig davon abgeben, wo sie ursprünglich gekauft wurden. 
 
 
  

Basiszinssatz 
nach § 247 Abs. 1 BGB  
maßgeblich für die Berechnung 
von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2026 = 1,52 % 
 1.1. – 30.6.2026 = 1,27 % 
 1.7. – 31.12.2025 = 1,27 % 
 1.1. – 31.6.2025 = 2,27 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

www.bundesbank - Basiszinssatz 
 

  

Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
(§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 
Verbraucherpreisindex 
(2020 = 100) 

2026: Juli = 125,6; Juni = 124,6; Mai = 125,0; April = 125,2; März = 124,5; 
Februar = 123,1; Januar = 122,8 
2025: Dezember = 122,7; November = 122,7; Oktober = 123,0;  
September = 122,6; August = 122,3 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Rechtsstand: 12.8.2026 


